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Meinen Eltern 





Vorwort 

Die Entstehung der Verfassung von Berlin ist ein Vorgang, der in seiner Art 
einmalig in der Bundesrepublik ist. Die verschiedensten Faktoren haben auf 
diesen Prozeß eingewirkt, viele Fragen sind aufgeworfen und beantwortet 
worden, manche Probleme sind nicht oder nur unvollkommen gelöst worden. 
Es war nicht nur eine Landesverfassung zu entwerfen, die sich in die über 
700jährige Rechtstradition der Stadt einfügte, sondern es mußte auch ein Kom-
promiß zwischen verschiedenen, stark divergierenden politischen Grundposi-
tionen gefunden werden. 

Ich meine, es ist an der Zeit, diesen Vorgang einmal wissenschaftlich zu 
untersuchen und im einzelnen darzustellen. Wir haben dem Verfasser dafür zu 
danken, daß er sich dieser Mühe unterzogen hat. Die wissenschaftliche Aufar-
beitung der Vorgeschichte unserer Verfassung schafft eine sichere Basis für ihre 
Weiterentwicklung. Denn in einer lebendigen Demokratie ist die Verfassung 
kein starrer. das politische Leben einengender Rahmen, sondern eine Fest-
schreibung rechtlicher Markierungen, die von Zeit zu Zeit auf ihren Sinngehalt 
überprüft werden müssen. 

Verbunden durch die Verfassungswirklichkeit fließen so Vergangenheit, Ge-
genwart und Zukunft ineinander. Eine gute Verfassung bewegt sich nur un-
merklich, aber es ist notwendig, daß sie sich bewegt. Nur wer die Vergan-
genheit im Auge hat. kann jedoch für die Zukunft planen. Dies wird gerade 
durch die jüngsten politischen Ereignisse belegt. Wenn beide Teile Berlins 
wieder zusammenwachsen sollen, dann bedarf es nicht zuletzt einer gemeinsa-
men Verfassung. Eine solche Verfassung können wir nur erarbeiten, wenn wir 
uns auf die Verfassungsgeschichte Berlins nach 1945 zurückbesinnen. 

Ich wünsche diesem wertvollen Werk eine große Verbreitung. 

Jiirgen Wohlrabe 
Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin 
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Einleitung 

Am 1. Oktober 1950 trat die Verfassung von Berlin in Kraft. Im Werdegang 
dieser rechtlichen Grundordnung spiegelt sich die Berliner Nachkriegsge-
schichte wider. Von den vier Besatzungsmächten im August 1946 mit der 
Ausarbeitung einer Verfassung beauftragt, beschloß die aus freien Wahlen im 
damals noch ungeteilten Berlin hervorgegangene Stadtverordnetenversamm-
lung am 22. April 1948 einen Verfassungstext. Dieser wurde der Viermächte-
Kommandantur zur Genehmigung vorgelegt. Die Auflösung des Kontroll-
organs und die Teilung Berlins infolge der Interessengegensätze zwischen den 
Westmächten und der Sowjetunion verhinderten jedoch eine Entscheidung in 
dieser Angelegenheit. Seitens der Westmächte unter Vorbehalten genehmigt, 
trat die Verfassung von Berlin schließlich am 1. Oktober 1950 in Kraft. Zuvor 
war der Text von den Stadtverordneten in erneuten Beratungen mit dem Grund-
gesetz der inzwischen gegründeten Bundesrepublik Deutschland abgestimmt 
worden. Durch die Spaltung der Stadt blieb die Anwendung des Statuts trotz 
seines Gesamt-Berliner Anspruchs auf den westlichen Teil beschränkt. Heute 
- im Rahmen des Prozesses der Wiederherstellung der Einheit Berlins - wird 
eine gemeinsame Konstitution beider Teile der Stadt auf Grundlage der Verfas-
sung von 1948, die 1950 mit wenigen Änderungen in West-Berlin in Kraft 
gesetzt wurde, vorbereitet. 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der Genese der in Kraft befind-
lichen Verfassung von Berlin. Gegenstand der Untersuchung ist auch ihre 
provisorisch angelegte Vorgängerin, die Vorläufige Verfassung von Groß-Ber-
lin, die von 1946 bis 1950 die Grundlage des Berliner Verfassungsrechts bil-
dete. Bis zur Inkraftsetzung dieser Vorläufigen Verfassung wurde Berlin nach 
dem Bezirksverfassungsstatut von 1945 verwaltet, dessen Entstehung ebenfalls 
analysiert wird. 

Das Bezirksverfassungsstatut war ein knapp gefaßtes Organisationsstatut, 
das die Aufgabe hatte, die Einheitlichkeit des Verwaltungsaufbaus in den Ber-
liner Bezirken herzustellen. Es wurde vom ersten Berliner Nachkriegsmagistrat 
mit Genehmigung der Alliierten Kommandantur erlassen. Die Vorläufige Ver-
fassung von Groß-Berlin wurde als einzige deutsche Verfassung gemeinsam 
von allen vier Besatzungsmächten -jedoch unter Berücksichtigung deutscher 
Vorarbeiten - ausgearbeitet und erlassen. Diesem Provisorium folgte sodann 
die endgültige Verfassunggebung »aus deutschem Willen«. Mit der Verfassung 
von Berlin erhielt die Gebietskörperschaft den Status eines Landes und einer 
Stadt zugleich. 

Auf der Grundlage bisher unzugänglicher bzw. nicht ausgewerteter Quellen 
beschäftigt sich die vorliegende Arbeit mit den politischen Entscheidungspro-
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zessen in der Gebietskörperschaft Berlin, die zum Bezirksverfassungsstatut, 
zur Vorläufigen Verfassung von Groß-Berlin und zur Verfassung von Berlin 
geführt haben. Der Nachvollzug dieser Entscheidungsprozesse ist zum Ver-
ständnis und zur Interpretation der Texte unerläßlich, denn er legt die Absich-
ten der historischen Subjekte frei und vermag damit den Sinn von Verfas-
sungsbestimmungen offenzulegen. Die Arbeit beschäftigt sich mit der Verfas-
sungsgenese. Es geht nicht um die Gegenüberstellung von Verfassung und 
Verfassungswirklichkeit Die Untersuchung soll ein Beitrag zur wissenschaft-
lichen Aufarbeitung der Entstehungsgeschichte der deutschen Landesverfas-
sungen sein,1 darüber hinaus ein Beitrag zur Erforschung der Berliner Nach-
kriegsgeschichte. 

Die verfassunggebenden Prozesse fanden unter den besonderen Bedingun-
gen der Anwesenheit aller vier Besatzungsmächte statt. Nirgendwo sonst in 
Deutschland wurde eine Verfassung unter diesen Bedingungen, d. h. im Kon-
text einer Viermächte-Besatzungssituation geschaffen. So drängen sich folgen-
de Fragen auf: Wie wurde Verfassunggebung unter den Gegebenheiten von 
Besatzungsherrschaft durch vier Mächte realisiert? Welche Rolle spielten die 
Alliierten bei der Verfassunggebung in einem Besatzungsgebiet, wo sie sich 
am unmittelbarsten gegenüberstanden? Wie wirkte sich das Verhältnis der 
Besatzungsmächte untereinander auf die Verfassunggebung aus? Inwieweit 
nahm die deutsche Seite Rücksicht auf alliierte Positionen? Konnten die recht-
lichen Grundordnungen unbeeinflußt von konstitutionellen Gedankengängen 
der Besatzungsmächte entstehen?2 Oder war die Hoffnung auf einen eigenstän-
digen demokratischen Neubeginn angesichts der gegebenen Verhältnisse alli-
ierteT Dominanz eine trügerische Hoffnung, eine Illusion? Ist die Verfassung 
von Berlin eine Schöpfung der Alliierten? Die zentrale Fragestellung lautet: 
Wie wirkten sich die besonderen Berliner Verhältnisse auf die Verfassungge-
bung aus? 

Besondere Aufmerksamkeit ist auch den folgenden Fragen zu widmen: Wel-
che Diskussionsschwerpunkte gab es bei den Verfassungsarbeiten? An welchen 
Vorbilderverfassungen oder Richtlinien orientierte sich der Verfassunggeber? 

Die Untersuchung entstand im Rahmen des an der Universität Heidelberg durchge-
führten, von Frank R. Pfetsch geleiteten und von der Stiftung Volkswagenwerk ge-
förderten Forschungsprojekts zur Entstehung der Länderverfassungen in den Westzonen 
nach 1945; vgl. Frank R. Pfetsch unter Mitarbeit von Werner Breunig/Wolfgang Kringe, 
Ursprünge der Zweiten Republik, Prozesse der Verfassungsgebung in den Westzonen und 
in der Bundesrepublik, Opladen 1990; vgl. auch Werner Breunig, Gehversuche im 
>>Laufstall der Demokratie<< , Heidelberger Forschungsgruppe untersuchte Entstehungs-
phase der Bundesrepublik, Landesverfassungen als Vorübungen für das Grundgesetz, in: 
Rhein-Neckar-Zeitung vom 23./24. Mai 1987. 

2 Dr. Wilhelm Külz (LDP) erhob in der Stadverordnetenversammlung die Forderung, >>in 
Deutschland eine deutsche Demokratie zu entwickeln und in Berlin eine deutsche Ver-
fassung für die Stadt Berlin zu konstruieren<<, >>eine eigene Prägung der Verfassung für 
Berlin zu gewinnen<<; >> ... wir wollen im Grunde eine eigene deutsche Demokratie auch 
in der Berliner Verfassung<<; Sten. Ber. über die 41 . (Ordentliche) Sitzung der StVV von 
Groß-Berlin (l. WP) am 2. September 1947, S. 58 f. 
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Wer (Parteien, Gruppen, Personen) übte entscheidenden Einfluß auf die inhalt-
liche Ausgestaltung der Verfassung aus? In welchem »Klima« entstand die 
Verfassung? Welche kollektiven Bewußtseinszustände bestimmen die Verfas-
sung? Wie wurden Erfahrungen aus der Weimarer und der NS-Zeit verarbeitet, 
d. h. zu welchen verfassungspolitischen Folgerungen gelangte der Verfassung-
geber? Liegen die politischen Grundsatzentscheidungen, die die Verfassung 
ausmachen, in der Kontinuität des Gemeinwesens? Schließlich ist zu fragen, 
wie die Verfassung charakterisiert werden kann, welchem Typ von Verfassung 
sie nahesteht. 

Die vorliegende Untersuchung ist durch einen Methodenpluralismus ge-
kennzeichnet. Beispielsweise kommen Verfahren der Analyse historischer Do-
kumente zur Anwendung, um zunächst eine ereignisgeschichtliche Rekon-
struktion der Entstehungsgeschichte des Bezirksverfassungsstatuts, der Vorläu-
figen Verfassung von Groß-Berlin und der Verfassung von Berlin zu ermögli-
chen. Dabei wird nach den Vorstellungen der jeweiligen politischen Akteure 
gefragt, nach ihrem Handeln, den Handlungsfolgen und -ergebnissen, nach 
dem Einfluß, den sie auf die Ausgestaltung der Verfassungstexte zu gewinnen 
vermochten sowie den Mitteln und Wegen, die sie wählten, nach den Formen 
des Zusammenwirkens, der Konkurrenz und/oder Kooperation zwischen Par-
teien, Gruppen, Parlament und Regierung sowie Besatzungsmächten, nach den 
Bedingungen, unter denen sie ihre Vorstellungen durchzusetzen vermochten 
oder auch damit scheiterten. Methoden der empirischen Sozialforschung wer-
den in der vorliegenden Arbeit angewandt, um das Sozialprofil der Stadtver-
ordneten zu zeichnen. Die vergleichende Methode findet dabei insofern An-
wendung, als die Fraktionen einander konfrontiert, die Stadtverordneten mit 
der Bevölkerungsstruktur und mit den Verfassunggebern in anderen Ländern 
verglichen werden. Die Kenntnis des Sozialprofils kann dazu dienen, Entschei-
dungsgründe transparent werden zu lassen, denn nicht nur die parteipolitische 
Zusammensetzung einer Konstituanten, sondern auch die Charakteristika der 
Mandatsinhaber wie Alter, Berufsstellung, Konfession usw. beeinflussen die 
Entscheidungen. 

Die Entstehungsgeschichte der Verfassung von 1950 und der Vorgängerver-
fassungen von 1946 und 1945 stellt ein Desiderat der Forschung dar. Zwar 
finden sich in der Berlin-Literatur einige Informationen zu diesem Thema,3 eine 
wissenschaftlich fundierte, auf einer soliden Quellenbasis fußende Untersu-

3 V gl. den knappen Abriß von Ono Uhlitz, veröffentlicht in einer vom Presse- und 
Informationsamt des Landes Berlin herausgegebenen Schriftenreihe: Kleine Verfas-
sungsgeschichte Berlins, Die historischen Grundlagen des Berliner Verfassungsrechts, 
Berliner Forum, H. 6/69, Berlin 1969. Auch zu einem Teilaspekt steuert Uhlitz Informa-
tionen bei: Zur Geschichte des Berliner Bezirksverfassungsrechts, Eine Rückschau unter 
besonderer Berücksichtigung Charlonenburgs, in: Wolfgang Ribbe (Hrsg.), Von der 
Residenz zur City, 275 Jahre Charlottenburg, Berlin 1980, S. 317-426. Die Kommentare 
zur Vorläufigen Verfassung von Groß-Berlin und zur Verfassung von Berlin sichern einige 
Fakten zur Entstehungsgeschichte dieser rechtlichen Grundordnungen: Friedrich Haas, 
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